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Vorwort 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hallo liebe Mitglieder, Mitbürgerinnen und 

Mitbürger,  

 

ich glaube, dass wir hier als Spandauer 

Mieterverein für Verbraucherschutz e.V.  

eine zurzeit ganz wichtige Aufgabe haben. 

Nämlich das, was im Moment in allen Ohren 

klingelt:  

 

ENTEIGNUNG. 

 

Ein Wort, das mehr als explosiv ist und so 

manch einen zum Wutausbruch kommen 

lässt!  

 

Der Mieter sagt: „Klar, Enteignung, das ist 

das Beste, was man dem Mieter Gutes tun 

kann. Der Senat kauft die Wohnungen und 

wird dafür sorgen, dass auch die Mieten in 

einem vernünftigen Verhältnis zum Einkom-

men stehen. Es muss kein überdurchschnitt-

licher Luxus sein, aber wenn etwas nicht in 

Ordnung ist, ein Anruf und der Mieter wird 

bedient.“ Tatsächlich so einfach???  

Der Vermieter sagt: „Klar, kannst du haben. 

Damals habe ich die unsanierten Wohnun-

gen von dir, lieber Senat für wenig Geld 

gekauft. Aber ich als Käufer hatte auch einige 

Auflagen zu erfüllen: Grundsanierung aller 

Wohnungen, da der Senat seit Jahren keine 

Sanierung oder Modernisierung mehr vorge-

nommen hat.“ 

 

War ja sozialer Wohnungsbau und man hätte 

bei einer Modernisierung oder Sanierung 

den Mietpreis erhöhen müssen. Da war es 

natürlich einfacher, die Wohnungen zu 

verkaufen, denn auch die Haushaltslage des 

Senats war in Schieflage geraten. Und 

schwuppdiwupp, ohne dass es die Mieter 

mitbekommen haben wurden die Wohnun-

gen als sozialer Wohnungsbau vernichtet – 

mit Wissen des Senats wohl bemerkt.  

 

So wurden noch für den Haushalt von Berlin 

Geldeinnahmen verbucht (ein Tropfen auf 

dem heißen Stein), die dann natürlich als 

Einnahmen gehalten, die durch einen günsti-

gen Verkauf der Wohnungen gleichzeitig 

jedoch ein riesen Sparpotenzial für die 

Modernisierung und Sanierung ergaben. Das 

wurde dem Käufer überlassen.  

Der wiederum, wie es bei einem Käufer nun 

mal so ist, wollte damit Geld verdienen, 

indem er die Wohnungen saniert und moder-

nisiert und dies natürlich auf die Mieter 

umlegte.  

Da die Wohnungen eben kein sozialer Woh-

nungsbau mehr waren, sind die Käufer auch 

an der Mietzinsbindung nicht mehr gehalten 

gewesen – auch mit dem Wissen des Senats. 

Was dann passierte, wissen Sie besser als 

jeder andere. Die Mietpreise explodierten 

ins Unermessliche. Und das ist bis heute 

geblieben.  

 

Trotz einem Versuch, den Mieter zu beruhi-

gen, indem man einen Mietendeckel über 

ganz Berlin stellte, welcher von einer Quali-

tät begleitet war, die man erschreckend 

nennen muss, denn dieser Mietendeckel war 

so wackelig, wie ein Pudding. 
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Aber die amtierenden Politiker zogen es vor, 

den Mietendeckel um jeden Preis durchzu-

setzen, in der Hoffnung: „Geht schon gut, das 

Bundesverfassungsgericht schläft ja auch mal 

und wird es schlafender Weise durchwinken. 

Ist ja für eine gute Sache.“ Pustekuchen. Hat 

es nicht. Das Bundesverfassungsgericht hat 

nicht geschlafen. Es war hellwach und hat 

gegen den Mietendeckel entschieden. Das 

vom Senat erhoffte und schon fast erflehte 

Gesetz des Mietendeckels wurde gekippt.  

 

Liebe Leute, der Senat hat gewusst, dass er 

sich auf ganz wackeligen Beinen bewegt. 

Aber das Schlimmste an dieser Misere ist, 

dass er dem Mieter eine heile Welt vorge-

gaukelt hat, obwohl er wusste, dass er das 

Gesetz, von ihm implementiert, voll gegen 

die Wand fahren würde. Das schlimmste 

dabei, auf Kosten aller gutgläubigen Mieter. 

Was ist das denn? Die Notlösung soll aber 

nun folgen:  

 

ENTEIGNUNG.  

 

Wer jemanden enteignen möchte, muss 

trotzdem bezahlen. Die Mietwohnungen, die 

hier der Senat enteignen möchte, müssen 

zurückgekauft werden. Manche sind leider in 

dem Irrglauben: Enteignen kostet nichts. 

Doch, liebe Mieter, das kostet richtig Geld. 

Alles, was der Senat verkauft hat, wurde da-

mals wieder modernisiert, saniert und reno-

viert. Die Kosten dafür auf den Mieter umge-

legt und das mit Wissen des Senats. Um nun 

die Mieterhöhungen zu verhindern, gibt es 

nun eine neue Variante. Mietendeckel ge-

kippt, also probieren wir die Enteignungsvari-

ante. Meint denn der Senat wirklich, dass er 

die Wohnungen enteignen (also kaufen), die 

jetzt bestehenden Mieten kürzen, in sozialen 

Wohnungsbau umwandeln kann und dann 

noch den Einkaufspreis, den er für die Woh-

nungen bezahlen muss mit all den Steuerein-

nahmen wuppen kann, ohne dass der Mieter 

merkt, dass er vorgeführt wird? Das ist Au-

genwischerei und damit sollte er aufhören. 

Enteignung. Dasselbe wie der Mietendeckel. 

Nicht umsetzbar! Baut endlich ausreichend 

Wohnungen und versucht nicht durch die 

Hintertür Euren Versprechungen, die Ihr ge-

macht habt, zu entkommen. Ihr habt bei der 

Regierungsbildung Versprechen gemacht, die 

bisher nicht zum Tragen gekommen sind. 

Stattdessen bringt Ihr Mietendeckel und Ihre  

ENTEIGNUNG in ein nicht umzusetzendes 

Gespräch und stachelt so den Mieter auf, der 

Euch dann auch noch vertrauen soll. Schämt 

Euch!!  

 

ODER HABT IHR ETWA GFLUNKERT 

(GELOGEN?) BEI DEN VERSPRECHEN? 

 

Liebe Mitglieder und Mieter, lasst Euch nicht 

vorführen und aufwiegeln. Ihr bestimmt bei 

der nächsten Wahl, wer Euch schützen soll 

und wer für Euch die Geschäfte führen soll. 

Macht es auch. 

 

Mit den besten Grüßen und bleiben Sie alle 

gesund. 

 

David Alex 

Vizepräsident 
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 VEREIN 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Gallier stellt fest, 

 

 

dass eine Eigenbedarfskündigung für ein 

siebenjähriges Kind und seine Mutter zum 

Horror wurde, ist spürbar, denn noch heute 

anderthalb Monate nach dem Ereignis steht 

die Frau unter Schock. 

Mit einer hinterhältigen und niederträchti-

gen Art und Weise hat eine Eigentümerin in 

der Spandauer Bergstraße ihre Eigenbedarfs-

kündigung, die sie so vor Gericht nicht durch-

bekommen hätte, nun zwangsweise durch-

gesetzt und dabei sogar die Obdachlosigkeit 

eines siebenjährigen Kindes in Kauf genom-

men. 

 

Ohne Wissen der Mieterin wurde sie sogar 

am 22. Oktober 2020 bei der Meldebehörde 

des Bürgeramtes abgemeldet. Danach ist der 

Mieterin aufgefallen, dass ihre Namensschil-

der immer wieder fast täglich von der Woh-

nungstür und den Briefkasten entfernt wor-

den sind, sodass die Mutter nichtsahnend 

am 14. April 2021 die Wohnungstür öffnete, 

wo vor ihr vier erwachsene Personen stan-

den. Aus ihrer Erinnerung heraus wurde ihr 

von einer weiblichen Person mitgeteilt, dass 

sie die Wohnung innerhalb von 15 Minuten 

zu verlassen habe und die anwesende Ver-

mieterin, eine arrogante Dame, hat dann 

grinsend mit angesehen, wie Mutter und 

Kind ihr Heim von einer Minute auf die ande-

re verloren haben. Nur ein paar persönliche 

Sachen konnten mitgenommen werden. Das 

Kind verlor nicht nur das Zuhause, sondern 

auch all seine Spielsachen. Dadurch auch 

verloren gegangene persönliche Bekleidung, 

Vorräte, Möbel ect. lässt hier eine Un-

menschlichkeit zu Tage führen, einer allein-

erziehenden Mutter und dem Kind das in 

unserer Gesellschaft anzutun, kann nur noch 

wütender machen. 

 

Die Klageschrift aus April 2020 einer Rechts-

anwaltskanzlei aus Nordrhein-Westfalen an 

der niederländischen Grenze, die völlig halt-

los ist, war der Ausgangspunkt. Das Jobcen-

ter Spandau hatte unregelmäßig die Mieten 

überwiesen, wodurch es zu Rückständen 

kam. Die verzweifelte Mutter kam zu mir in 

die Sprechstunde und ich wollte die Ge-

schichte zunächst nicht glauben. Aber auch 

eine Gerichtsvollzieherin, mit der ich telefo-

niert habe, bestätigte mir die Angaben und 

äußerte selbst Zweifel an dem Sachverhalt, 

den die Eigentümerin dem Gericht mitgeteilt 

hatte. Der Rechtsanwalt aus NRW wollte sich 

dazu nicht äußern und wirkte hochnäsig, 

arrogant und unmenschlich. Inhaltlich hatte 

er offensichtlich keine Ahnung und sein 

Schriftsatz dürfte über viele hunderte Kilo-

metern entfernt einzig eine kleine Gefällig-

keit dargestellt haben. 

Kolumne 
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 VEREIN 
In der Zwischenzeit hat die Mieterin Strafan-

zeige gestellt und hat nach langem Suchen 

auch eine Rechtsanwältin gefunden, die be-

hilflich sein wird, das Nötigste durch Scha-

densersatzklagen wieder herbeizuschaffen, 

beziehungsweise zu erneuern, denn Mutter 

und Kind haben alles wie nach einem Bom-

benanschlag verloren. 

Nach jahrzehntelanger Erfahrung mit Ver-

mietern und Eigentümern wiederholt sich 

mein Entsetzen über die Handlungsweisen 

fast jeden Tag aufs Neue, denn die Un-

menschlichkeit und der Zerfall unserer Moral 

sowie Sitte und Anstand haben in un-serer 

Gesellschaft nicht nur stark nachgelassen, 

sondern auch die humanitäre Hilfe bei Ein-

zelschicksalen ist in den Hintergrund getre-

ten. Wir kümmern uns leider nur noch um 

die großen Probleme, die sich um uns herum 

aufgetürmt haben, da wir die Zeit der ge-

rechten Verteilung auf unserem Planeten 

tatsächlich verpasst haben. Gut fallen mir die 

Zeilen „übt immer Treu und Redlichkeit“ aus 

dem deutschen Lied ein und genau das 

scheint hier in unserer Gesellschaft in Ver-

gessenheit geraten zu sein. 

 

In diesem Sinne macht’s gut Nachbarn. 

Ihr Gallier 

Xiaojiao Lu, Heinz Troschitz,  

Jasmin Ehnert, Damir Hasimovic, Vanessa Huth (v.l.) 



2021 KLARKLARSICHTSICHT    8 

 VEREIN 

Mit den besten Absichten, den steigenden 

Mieten in Berlin zu begegnen, sollten diese 

mit dem Mietendeckel zunächst eingefroren 

und in einem zweiten Schritt in Bestands-

mietverhältnissen sogar abgesenkt werden. 

Mietobergrenzen und die Begrenzung von 

Modernisierungsumlagen waren weitere 

Bestandteile. 

 

Doch dachte man da zu kurz? Bereits vor 

Erlass des Mietendeckels wurde kontrovers 

diskutiert. Die Ankündigung des Mie-

tenstopps ab 18.06.2019 führte dazu, dass 

etliche Berliner Haushalte noch vor diesem 

Datum eine Mieterhöhung erhalten haben. 

Bedenken gegen den Mietendeckel kamen 

bereits zu diesem Zeitpunkt auf. Selbst Woh-

nungsbaugenossenschaften sprachen sich 

gegen das Gesetz aus. Ausgerechnet denen, 

die sozialverantwortlich wirtschaften und die 

die niedrigsten Mieten in der Stadt haben, 

könnte der Mietendeckel schaden und drin-

gend benötigten Neubau verhindern. Die 

Leidtragenden sind die Mieter. Daneben 

stellte sich von Anfang an die Frage, ob das 

Land Berlin überhaupt die Kompetenz be-

sitzt, ein derartiges Gesetz zu verabschieden. 

Mit Verweis auf die Föderalismusreform 

2006 sei den Ländern laut der Berliner Lan-

desregierung die Zuständigkeit für das 

"Recht des Wohnungswesens" geblieben. So 

wurde der Berliner Mietendeckel erlassen, 

sorgte für temporäre Mietnachlässe, Verwir-

rung bei Neuvermietungen und eine Klage-

flut bei den Gerichten. Eine uneinheitliche 

Rechtsprechung dazu, ob der Mietendeckel 

denn nun wirksam sei oder nicht, war die 

Folge.  

 

Dem setzte das Bundesverfassungsgericht 

ein Ende und entschied am 25.03.2021, dass 

dem Land Berlin die notwendige Gesetzge-

bungskompetenz fehlt und der Mietendeckel 

somit nicht mit dem Grundgesetz vereinbar 

und nichtig ist. Was bleibt, ist die Aufarbei-

tung eines zu knapp gedachten Gesetzes. 

Mieter müssen nun entstandene Mietdiffe-

renzen nachzahlen, sehen sich womöglich 

der Gefahr der Kündigung des Mietverhält-

nisses ausgesetzt, wenn sie dazu nicht oder 

nicht vollständig in der Lage sind. Rechtsunsi-

cherheiten bleiben im Hinblick auf Miethö-

hen bei Neuvermietungen, die während der 

Existenz des Mietendeckels abgeschlossen 

wurden. Weitere Nachwirkungen werden 

sich im Laufe der Zeit zeigen.  

Zumindest besteht nun wieder insoweit 

Rechtsklarheit: Die Instrumente des Mieter-

schutzes regelt in erster Linie das Bürgerliche 

Gesetzbuch. 

Susanne Bolyi-Steglich 

Rechtsanwältin  

Nachlese zum Berliner Mietendeckel 

 MIETRECHT 
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Das MietenWoG Bln, der sogenannte Mie-

tendeckel, der am 23.02.2020  in Kraft getre-

ten ist, hat von Anfang an in erster Hinsicht 

viel Verunsicherung mit sich gebracht. 

 

   Ab wann darf die Miete um wie  

   viel gemindert werden? Muss  

   bei eventueller Kippung der  

   Differenzbetrag zurückgezahlt  

   werden? Wie geht man vor, 

wenn der Vermieter die Miete  

     nicht senkt? 

 

In zweiter Hinsicht hat der Mietendeckel am 

Ende für einige nur Umstände gebracht. Ge-

rade die Mieter, die ihre Buchungen nicht 

über Online-Banking tätigen — und  davon 

gibt es immer noch mehr Menschen, als viele 

glauben — und der Einfachheit halber für die 

monatliche Mietzahlung einen Dauerauftrag 

bei der Bank haben einrichten lassen, muss-

ten diesen 1-2 Mal ändern lassen – je nach-

dem, ob die Miete schon zum März 2020 

abgesenkt wurde oder erst zu Dezember 

2020.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nach der Kippung mussten sie den Dauerauf-

trag erneut ändern und mussten auch noch 

die Nachzahlung leisten. Liebe Politiker, de-

ren Arbeit für das Wohl aller Bürger erfolgen 

sollte, habt ihr wirklich im Sinne der Bürger 

gehandelt und an die Konsequenzen ge-

dacht? Die Kippung war für diejenigen, die 

sich im Rechtssystem auskennen, klar und 

damit war die Kippung nur eine Frage der 

Zeit.  

 

 

 

Somit wurde hier erst mit den Gefühlen und 

Hoffnungen der Bürger gespielt, um dann am 

Ende nur Umstände zu hinterlassen. Die Bür-

ger schütteln zu Recht den Kopf. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihr Vereinsausschuss 

 VEREIN 

Mietendeckel — Probleme der Betroffenen 

MIETRECHT 
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 VEREIN  MIETRECHT 

Mieter verdienen eine ehrliche Politik —   
keine Scheingefechte! 
Der Mietendeckel ist gescheitert. Noch deut-

licher konnte die Entscheidung des höchsten 

deutschen Gerichts nicht ausfallen: Der Mie-

tendeckel ist mit unserer Rechtsordnung 

nicht vereinbar und somit nichtig. 

 

Es war unter den Juristen und Fachleuten 

klar, dass der Mietendeckel kein hilfreiches 

Instrument sein kann. Trotz der vielen Hin-

weise wurde das Gesetz erlassen, das sich 

nun für hunderttausende Berliner-/innen als 

Misere herausstellen sollte. 

 

Der vom Rot-Rot-Grünen Senat und insbe-

sondere von der SPD-Fraktion als „soziale 

und zukunftsgerichtete Mietenpolitik“ gefei-

erte Mietendeckel (Klarsicht, 1. Halbjahr 

2020, Seite 6) war zum Scheitern verurteilt. 

 

Das Ergebnis ist, dass viele Mieter nun mit 

Nachforderungen konfrontiert werden. Teil-

weise gibt es existenzielle Nöte, da die Beträ-

ge nicht nachgezahlt werden können und mit 

Kündigungen zu rechnen sind. 

 

Erstaunlicherweise wurden in dieser Zeit 

nicht - wie versprochen- mehr Wohnungen 

gebaut, wie die Zahlen des Amts für Statistik 

über die erteilten Baugenehmigungen verra-

ten. 

 

Die eigentlichen Probleme bleiben jedoch 

weiterhin bestehen: Die Menschen finden 

immer noch keine bezahlbaren Wohnungen 

oder beklagen sich über schlechte Wohnver-

hältnisse. 

 

Als Anwalt und Landesvorsitzender der Mie-

terunion erlebe ich tagtäglich die Sorgen und 

Nöte der Mieter. Es geht auch nicht nur um 

die Bezahlbarkeit der Wohnung. Dies ist nur 

ein Teil der tatsächlichen Probleme. 

 

Wie viele Menschen beklagen sich über 

schlechte Wohnverhältnisse? Wie häufig hören 

wir, dass Instandsetzungsarbeiten nicht ausge-

führt werden und die Objekte marode sind?  

 
Wie häufig müssen Mieter die Hilfe des Span-

dauer Mietervereins oder anderer Mieterorga-

nisationen in Anspruch nehmen, um ihr Recht 

auf ein vernünftiges Wohnen durchzusetzen? 

 

Die Wohnung ist ein Rückzugsort; sie ist der Ort 

des gedeihlichen Familienlebens. Die Wohnung 

ist kein Luxusgut und darf es auch nicht wer-

den. Nicht jeder kann sich ein Eigenheim leis-

ten! 

Umso mehr ist die Politik gefordert, verlässliche 

Lösungen zu schaffen. Es helfen keine 

„ideologischen Blasen“ oder „Scheingefechte“. 

Es helfen keine leeren Parolen, die in der Sache 

wenig hilfreich sind. Es helfen auch keine Ent-

eignungen! 
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 VEREIN 

Umso mehr ist die Politik gefordert, verlässliche 

Lösungen zu schaffen. Es helfen keine 

„ideologischen Blasen“ oder „Scheingefechte“. 

Es helfen keine leeren Parolen, die in der Sache 

wenig hilfreich sind. Es helfen auch keine Ent-

eignungen! 

 

Wir brauchen pragmatische Lösungen und 

fordern den gezielten Wohnungsbau, den 

Abbau bürokratischer Hürden im Baugeneh-

migungsverfahren, die finanzielle Unterstüt-

zung  von  finanzschwachen  Familien 

(„Berliner Wohngeld“) und die Verhinderung 

von  Spekulationen.  Wer  zum  Beispiel 

Grundstücke langfristig nicht bebaut und auf 

Gewinne spekuliert, muss deutliche Sanktio-

nen spüren. 

 

Wir müssen auch darauf achten, dass die 

bereits bestehenden Regelungen des sozia-

len  Mietrechts  und  des  Mieterschutzes 

(Beschränkung  der  Mieterhöhungen,  der 

Eigenbedarfskündigungen etc.) in der Praxis 

konsequenter umgesetzt werden. 

Gerade in der heutigen Zeit, in der die finan-

ziellen Probleme größer geworden sind, soll-

te es darum gehen, ehrliche und solide Hilfe-

stellung zu bieten.  

 

 In diesem Sinne alles Gute. 

 

 Ihr Dr. Ersin Nas 

CDU-Kandidat für das Abgeordnetenhaus 

Landesvorsitzender der Mieterunion 

MIETRECHT 
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Nachdem nun die abgesenkten Mieten wie-

der rückgängig gemacht wurden, was sich für 

einige Mieter wie eine Mieterhöhung anfühl-

te und sogar damit verwechselt wurde, flat-

tern nun gleich auch so einige Mieterhöhun-

gen ins Haus. Die Begründung: Es gab in dem 

entsprechenden Zeitraum keine Mieterhö-

hung. Viele Vermieter nutzen die Kippung 

des Mietendeckels also gleich dazu, nach der 

durch die Kippung wieder nach oben ange-

passten Nettokaltmiete diese auch gleich 

durch ein Mieterhöhungsverlangen an ihre 

Mieter zeitnah weiter nach oben anzupassen.  

 

Die frühen Mieterhöhungen nach Kippung  

des Mietendeckels orientieren sich noch an 

den Mietspiegel 2019. Die etwas späteren in 

den Briefkasten gelandeten Mieterhöhungen 

enthielten dann auch den aktuell veröffent-

lichten Mietspiegel 2021.  

 

Glück für den Mieter ist, auch wenn er es in 

seinem Geldbeutel nicht spüren kann, dass 

die Nettokaltmieten in den vergangenen zwei 

Jahren nur um 1,1% gestiegen sind. Der aktu-

elle Mittelwert beträgt 6,79 € pro Quadrat-

meter, im Mietspiegel 2019 lag er bei  6,72 €.  

Für Neubauten nach 2017 gibt es keine Miet-

begrenzungen, wodurch diese Wohnungen 

für Wohnungssuchende mit kleinem Budget 

wenig lukrativ sein dürften.  

 

Die Vermieter schreien auf. Wie schon beim 

vergangenen Mietendeckel wollen Sie nun 

auch den Mietspiegel 2021 nicht anerken-

nen. Warum? Was ist nun wieder das Prob-

lem? Ist der aktuelle Mietspiegel 2021 eben-

so wackelig wieder der bereits gekippte Mie-

tendeckel? Und was ist diesmal die rechtliche 

Grundlage dieser Unsicherheit? 

 

Bisher wurden zur Bildung eines aktuellen 

Mietenspiegels die Veränderungen von Mie-

ten aktueller Verträge zu Grunde gelegt. 

Diesmal wurde sich an der Teuerungsrate in 

Deutschland in den vergangenen zwei Jahren 

orientiert.  

 

Der Sachverständige im Bundestag für die 

bundesweite Mietspiegelreform Steffen Se-

bastian kritisiert die vom Berliner Senat ge-

wählte Vorgehensweise. Schon der Mietspie-

gel 2019 wies deutliche methodische Mängel 

auf und scheint somit wenig als Fortschrei-

bung für den Mietspiegel 2021 geeignet. 

Insgesamt zeigt sich der aktuelle Mietspiegel 

aus Kritikersicht nicht qualifiziert genug. Ber-

lins Senator für Wohnen und Stadtentwick-

lung  Sebastian Scheel weist die Kritik bzgl. 

einer Fortschreibung zurück. 

 

Warum stöhnen die Mieter auch in diesem 

Jahr über eine Mieterhöhung oder haben 

Angst vor einer?  

Der Mietendeckel ist tot, es lebe der Mietspiegel 2021 

 MIETRECHT 
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 MIETRECHT 

In den letzten Jahrzehnten sind die Mieten 

unverhältnismäßig zu den Einkommen der 

Mieter regelmäßig gestiegen – und das oft 

bei Vernachlässigung der Immobilien. Wäre 

es nicht schön, wenn man dem Chef alle 3 

Jahre ein Gehaltserhöhungsverlangen, wel-

ches nach einem Paragraphen im BGB recht-

lich geregelt ist, präsentieren könnte, wel-

ches er akzeptieren muss, wenn sich das Ver-

langen im gesetzlichen Rahmen bewöge – 

und das auch noch bei schlechter werdender 

Arbeitsleistung?  

 

Die Mieter meckern ja nicht, weil sie die Mie-

ten nicht zahlen wollen, sondern weil sich 

deren Einnahmen leider nicht im selben Rah-

men erhöhen wie die Mieten. Dies führt u. a. 

auch zu einer wachsenden Anzahl an priva-

ten Eigentümern, die eine Wohnung vermie-

ten, um durch die Mietzahlungen und vor-

ausschauenden Mieterhöhungen regelmäßig  

wachsende Einnahmen zu erhalten – leider 

oft auch ohne das nötige Wissen zur Erstel-

lung der Betriebs- und Heizkostenabrech-

nung, Rücklagenbildung für Instandsetzungen  

… Nun ja, den Rest kennen Sie.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihre Geschäftsführung 
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Die Prüfung der Nebenkostenabrechnung 

Jedes Jahr bekommen wir viele Betriebskos-

ten- und Heizkostenabrechnungen zur Über-

prüfung von unseren Mitgliedern. Und natür-

lich finden wir immer wieder Positionen, die 

sowohl aus Sicht des Mieters als auch unse-

rer Sicht zu Unrecht auf die Mieter umgelegt 

wurden oder schlicht weg überhöht sind.  

 

Zuerst unterwerfen wir die Abrechnung 

einer Plausibilitätsprüfung. Auch wenn wir 

hier einzelne Positionen kritisieren, heißt das 

nicht gleich, dass wir auch einen 

Widerspruch verfassen, denn dieser 

Widerspruch heißt nicht gleich, dass der 

Mieter auch Recht bekommt. Sind die 

Beträge in einer Betriebskosten- und 

Heizkostenabrechnungen deutlich überhöht 

und ungerechtfertigt, verfassen wir einen 

Widerspruch gegen diese Abrechnung, in 

dem wir die strittigen Positionen darlegen.  

 

Nach Darlegung unserer Argumente und 

Berechnung zweifeln wir den von der Haus-

verwaltung genannten Nachzahlungsbetrag 

an und benennen den von uns errechneten 

Betrag, den der Mieter entweder nachzu-

zahlen oder ausgezahlt zu bekommen hat. 

Die Hausverwaltung hat natürlich das Recht 

auf diesen Widerspruch zu reagieren und 

auch bei einer Belegeinsicht zu beweisen, 

dass nach Vorlegung entsprechender Rech-

nungen die strittigen Positionen laut Abrech-

nung der Hausverwaltung ordnungsgemäß 

dargelegt werden.  

Aufgrund dessen geben wir nach der ersten 

Plausibilitätsprüfung eine Empfehlung an 

den Mieter heraus, ob sich hier ein Wider-

spruch lohnt oder nicht.  

 

Zusätzlich zu bedenken sei hier, dass eine 

Belegeinsicht als Außentermin für unsere 

Mitglieder extra Kosten beinhaltet und zwar 

in Höhe von 58 €. Wir wägen hierbei genau 

ab, ob sich die Zusatzkosten für den Mieter 

in Hinsicht auf die Extrakosten und 

Erfolgsaussichten lohnen. Natürlich können 

die Mieter die Belegeinsicht beim Vermieter 

selbst beantragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihre Geschäftsführung  
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David gegen Goliath - Mieterin gewinnt nach  
Belegeinsicht 

Die Vermieterin klagt gegen die Mieterin 

aufgrund Nichtzahlung der Nebenkosten aus 

dem Jahr 2013. 

 

Die Mieterin begründet ihre Nichtzahlung 

damit, dass ihr der Einblick in einige Rech-

nungen verwehrt wurde. Bekannt ist, dass 

den Mietern auf Nachfrage ein Einblick in die 

Abrechnungen der zugrunde liegenden Rech-

nungsbelege zu gewähren ist. 

 

Die Vermieterin hat der Mieterin gewährt, 

die Abrechnungen einzusehen. Die Mieterin 

wollte jedoch auch Rechnungen sehen. Also 

den Nachweis, dass diese aufgeführten Posi-

tionen auch tatsächlich gezahlt wurden. 

Diesen Einblick hat ihr die Vermieterin je-

doch nicht zugestanden, da sie der Ansicht 

war, dass dahingehend keine Pflicht besteht.  

 

Das Gericht hat entschieden, dass diese Ein-

sicht für das Nachempfinden der Abrech-

nung essenziell ist. Unter anderem führte 

das Gericht an, dass sich auch unbeabsichtig-

te Fehler in einer Abrechnung befinden 

könnten, die so korrigiert würden. 

Dadurch dass der Mieterin diese Einsicht 

unrechtmäßig verweigert wurde, ist die Kon-

sequenz, dass Sie die Nachzahlung nicht ge-

leistet werden muss. 

 

Der Rechtliche Hintergrund erklärt sich unter 

dem Aktenzeichen VIII ZR 118/19. 

Der Mieter hat das Recht, Einsicht in die 

Belege der Betriebskostenabrechnung zu 

nehmen und auch in die Zahlungsbelege. 

Wird die Einsicht in die Zahlungsbelege nicht 

gewährt, hat der Mieter ein zeitlich befriste-

tes Leistungsverweigerungsrecht da gem. § 

242 BGB, da hier die Rechtsausübung des 

Mieters verhindert wird. 

 

Dabei ist vom Mieter keine Darlegung einer 

zwingenden Erforderlichkeit nötig, da sein 

Recht gem. § 259 Abs. 1 BGB begründet 

wird. Es ist auch kein Misstrauen gegen die 

Abrechnungspraxis des Vermieters nötig.  

 

Anders zu beurteilen ist es, wenn die Rech-

nung mangels Fälligkeit nicht vorliegt. Es 

genügt das allgemeine Interesse des Mieters, 

die Tätigkeit des abrechnungspflichtigen 

Vermieters zu kontrollieren. Das Belegein-

sichtsrecht ergibt sich auch schon daraus, 

dass dem Vermieter ein Wahlrecht der Ab-

rechnungsmethode zusteht. 

 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass durch 

die Überprüfung festgestellt werden kann, 

ob die aufgeführten Kostenpositionen im 

Abrechnungszeitraum bezahlt wurden.  

 

D.H. 
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Mehr Wohnungen für Berliner Mieter 
Mehr Wohnungen braucht Berlin,  

aber wo? 

 

Warten einige Mieter darauf, dass mehr 

Wohnungen in Berlin gebaut werden, ärgern 

sich andere Mieter darüber, dass direkt vor 

ihren Augen neue Häuser hochgezogen wer-

den. Bei der aktuellen Lage des Wohnungs-

marktes wird jeder Quadratmeter in Berlin 

auf brauchbaren Wohnraum geprüft. Das 

führt dazu, dass immer mehr Mieter, die ihre 

Wohnung gerade aufgrund der weiten und 

grünen Aussicht ausgesucht haben, plötzlich 

einen unfreiwilligen voyeuristischen Blick in 

andere Wohnung erhalten und sich selbst 

solchen möglichen Blicken ausgesetzt fühlen.  

 

Wurden nach der Wende die als unschön 

angesehenen ostdeutschen Wohnblöcke auf 

weniger Etagen abgebaut, so wird jetzt wie-

der aufgrund des Wohnungsmangels aufge-

stockt. 

 

Wir sehen hier eindeutig, dass freies und 

ästhetisches Wohnen eine Frage des Sich-

leisten-Könnens einer Stadt ist.  

 

Dazu konnten wir auch gerade im Zuge der 

Pandemie beobachten, dass Corona-Fälle 

insbesondere in den Wohnblocks auftraten, 

in denen sowohl viele Mietparteien als auch 

Großfamilien auf kleinem Raum wohnten.  

 

Ein weiteres Problem, worunter viele Mieter 

leiden, dass auch gerade in diesen Wohn-

blocks die Vermüllung immer mehr zunimmt 

und damit auch die Ratten- und Mäuseplage. 

Daher ist es fraglich, ob es gesund für die 

Gesellschaft ist, auch in Zeiten des Woh-

nungsmangels solche Bauten zu fördern.  

 

Fragen wir Baupsychologen, können diese 

bestätigen, dass sich sowohl das Wohngefühl 

der Mieter als auch das äußere Wohnumfeld 

stark verschlechtert, wenn die Menschen 

durch den Wohnungsbau wie Vieh in Mas-

senhaltung zusammengepfercht werden und 

die Aussicht einem Gefängnis gleicht. 
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Mehr Wohnungen braucht Berlin,  

aber zu welchem Preis? 

 

Die Zahl der Wohnungssuchenden wächst 

ebenso wie der Zeitraum der Wohnungssu-

che. Hat früher die allgemeine Kündigungs-

frist, in der Regel meist drei Monate, seitens 

des Mieters ausreicht, eine neue Wohnung 

zu finden, so sind mittlerweile selbst zwölf 

Monate nicht ausreichend, eine angemesse-

ne und bezahlbare Wohnung zu finden. Die 

Mieter schreien zu Recht nach mehr Woh-

nungen, da es scheinbar zu wenig gibt. Doch 

wer sind die Bürger, die neue Wohnungen 

suchen? Meist sind es Menschen aus der 

Mittelklasse oder Leistungsempfänger. 

Wenn der Senat nun entscheidet, dass die 

Stadt mehr Wohnungen braucht und somit 

den Wohnungsbau fördert, ist es in der ers-

ten Betrachtung erfreulich.  

 

Bedenken wir nun aber, dass diese mit För-

dermitteln finanzierten neuen Wohnungen 

nicht an den Mietspiegel gebunden sind, 

sondern dass sogar gemäß WoBindG nach 

einer Wirtschaftlichkeitsberechnung regel-

mäßig  Mieterhöhungen verlangt werden 

können. Auch im Hinblick des Mietspiegels 

können Quadratmeterpreise für Neubau-

wohnungen aufgerufen werden, die für den 

Bürger der Mittelklasse und darunter unbe-

zahlbar sind, wodurch diese wunderbaren 

neuen Wohnungen nur den gut situierten 

Zuziehenden zu Gute kommen.  

 

Oft hat uns leider die Vergangenheit gezeigt, 

dass die teuren Neubauten aufgrund des 

schnellen und dabei unfachmännischen Baus 

mit billigem Personal zu frühzeitigen Män-

geln in den Wohnungen führen, die bei Alt-

bauten erst nach rund 70 Jahren auftreten.  

Wie kann mit diesen Erfahrungen die enor-

me Preisspanne gerechtfertigt werden? Kei-

ne Frage, über die Preise der neuen Woh-

nungen entscheiden Menschen, die keine 

neue Wohnung suchen, da sie mit ihren Lu-

xuswohnungen oder gar Eigenheimen gut 

versorgt sind.  

 

Dadurch haben wir jetzt schon teilweise Zu-

stände, die an Zeiten vor hundert Jahren 

erinnern: Überbelegte Wohnungen, Steuer-

zahler und ärmere Bürger, die in verfallenen 

Immobilien hausen müssen, vor denen die 

Politiker und Eigentümer die Augen ver-

schließen.  

 

Die fetten Jahre sind vorbei und das weniger 

gut situierte Volk hat die Last schon zu lange 

zu tragen. Wie lange werden sie dies noch 

tragen können und was wird passieren, 

wenn die Bürger unter der Last endgültig 

zusammenbrechen? 

 

 

 

 

 

11,63 €/m² 14,99 €/m² 

13,19 €/m² 

10,87 €/m² 

12,54€/m² 

9,29 €/m² 
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Mehr Wohnungen braucht Berlin, 

doch wohin mit den Passanten und 

Autos? 

 
Schon seit Jahren stöhnen die Berliner, die 

mit dem Auto unterwegs sind, über die Staus 

auf den Berliner Straßen. Die Passanten, die 

die öffentlichen Verkehrsmittel benutzen, 

stöhnen über die überfüllten Busse und Bah-

nen. Mal davon abgesehen, dass auch die 

Busse im Stau steckenbleiben und sich da-

durch verspäten, sodass die Passanten frü-

her aufstehen müssen, um pünktlich zu ih-

ren Terminen zu kommen, passiert es immer 

häufiger, dass die Busse dann auch noch so 

überfüllt sind, dass sie erst gar nicht an den 

Haltestellen halten, sondern einfach weiter-

fahren. Dabei kann es schon passieren, dass 

der Verkehrsteilnehmer drei Busse an sich 

vorbeifahren sieht und sich ärgert, weil er 

mit Laufen der Strecke schon viel weiter 

gekommen wäre und im Winter auch durch 

das Stehen und Warten weniger gefroren 

hätte. Doch wie soll der Passant vorher wis-

sen, dass der nächste Bus überfüllt ist? Liebe 

BVG, hier eröffnet sich eine Idee für eine 

neue App! 

 

Die Probleme im Straßenverkehr sind einer-

seits mit dem Zuwachs an Berliner Bürgern 

zu beantworten und andererseits damit, 

dass die Haus-

halte oft min-

destens 2 Autos 

besitzen.  

 

Überlegen wir 

uns nun, dass 

wir aufgrund 

des Zuwachses 

von Bürgern 

mehr Wohnungen in Berlin brauchen, in 

denen die Bürger, die oft auch ein Auto oder 

auch mehr besitzen, einziehen, gibt es zu 

bedenken, dass wir auch mehr Raum für 

deren Autos brauchen. Und nicht nur der 

rollende Verkehr bringt Probleme mit sich, 

sondern auch das Abstellen der Autos.  

 

Die Ordnungswidrigkeiten beim Parken der 

Autos führen dazu, dass auch der kleinste 

Meter ausgenutzt wird. Straßen werden so 

zugeparkt, dass es insbesondere für Roll-

stuhlfahrer schier unmöglich wird, den Geh-

weg zu wechseln. Sogar Ampeln werden so 

zugeparkt, dass Autos Probleme haben, un-

gehindert die Kreuzung zu überqueren.  

Hier steht normaler Weise auch 
ein Auto, sodass der Übergang 
vollständig versperrt ist. 

Parken auf dem Gehweg 
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Des Weiteren steigt die Aggressivität im 

Straßenverkehr an, wodurch es auch ver-

mehrt zu Unfällen kommt.  

Ich erinnere mich an den Artikel über einen 

jungen Mann, der während eines Staus un-

geduldig auf die Busspur wechselte und mit 

70 km/h einen 4-jährigen Jungen tötete, den 

er nur mit dem Spiegel gestreift hat. 

 

Und auch wenn Radfahrer, wie z. B. Kurier-

fahrer, oft durch ihr Parkverhalten die Auto-

fahrer und sich selbst gefährden, so zählen 

zu den sich häufenden Todesfällen unter den 

Radfahrern meist der Autonormalverbrau-

cher. Wenn ich als Mutter bedenke, dass 

mein Kind ab dem 13. Lebensjahr verpflich-

tet ist, auf der Straße zu fahren, wird mir 

Angst und Bange. Selbst als Erwachsene 

fahre ich an vielen Stellen lieber vorsichtig 

und rücksichtsvoll auf dem Gehweg, als mich 

der Gefährdung  auf der Straße auszusetzen. 

 

Die Aggressivität im Straßenverkehr ver-

stärkt sich und führt zu gefährlichen Situatio-

nen, die bei der Wohnungspolitik auf alle 

Fälle mitbedacht werden müssen. 

Somit stellt sich hier die Frage: Muss eine 

Stadt wirklich für die Immobilienwirtschaft 

über ihre Kapazitäten hinauswachsen?  

 

Auf dem Land wird gejammert, dass die Dör-

fer sterben und die Städte werden zuge-

stopft, bis an allen Ecken und Kanten die 

Nähte blutig platzen. 

 

J.E. 
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Der Enteignung entgehen — Vonovia übernimmt  
Deutsche Wohnen 

Deutsche Wohnen duckt sich vor Enteig-

nung. Die Wohnungskonzerne rüsten weiter 

auf. Vor dem Hintergrund der Enteignungs-

kampagne ist dieser Schritt seit langem gut 

durchdacht und führt die Unterschriftenakti-

on in Bezug auf Deutsche Wohnen ad absur-

dum.  

 

Die Grundsatzveinbarung zwischen den Un-

ternehmen soll bereits unterzeichnet sein. 

Der Immobiliendeal schwemmt 18 Milliarden 

Euro in die Taschen der Eigentümer und 

führt dazu, dass wiederum ohne Rücklagen 

ein neuer Eigentümer den maroden Bestand 

der Wohnung übernimmt. Somit zahlen wie-

der einmal die Mieter die Zeche in ihren 

kaum noch bewohnbaren Wohnungen.  

 

Die Größe des fusionierten Unternehmens 

lässt an der Stelle wohl keine Enteignung 

mehr zu, deshalb darf gespannt auf die Kar-

tellbehörde geblickt werden. Der gescheiter-

te Übernahmeversuch 2016 ist sicherlich die 

Grundlage für eine verbesserte Grundsatz-

veinbarung.  

 

Die Mieter werden durch den Eigentümer-

wechsel kaum Verbesserungen erfahren – 

das zeigt die bisherige Unternehmensstrate-

gie der Vonovia: Modernisierungen, Instand-

haltung mit Rückstau, Mieterhöhungen und 

Nebenkostenabrechnungen, die an Unüber-

sichtlichkeiten zunehmen dürften. Gerade 

die Vertragsgrundlagen aus dem Bereich der 

Deutsche Wohnen spotten jeder Beschrei-

bung.  

 

Der deutschen Mieterschaft bleibt die Hoff-

nung auf veränderte Mietgesetzgebung zum 

Überleben der deutschen Mieter in ihren 

Wohnungen.  

 

Ihre Geschäftsführung 
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Berlin will 1.800.000.000 Euro in Instandhaltung  
investieren 

Das zukünftige Firmenkonsortium Vonovia 

plus Deutsche Wohnen will 20.000 Wohnun-

gen an die Stadt Berlin verkaufen und natür-

lich werden diese Wohnungen nicht gerade 

die Lukrativsten sein.  

Nach Willen des Regierenden Bürgermeisters 

wird die Stadt Wohnungsbestände erwer-

ben, die einen erheblichen Instandsetzungs-

rückstand haben, der bis in die sechziger und 

siebziger Jahre zurückreicht.   

Die lukrativsten und auch besten Wohnun-

gen in der Ausstattung behält natürlich der 

neue deutsche größte Immobilienkonzern 

für sich selbst, denn nur dort ist auch das 

notwendige Kapital zu beschaffen, um die 

Aktionäre zufriedenzustellen. 

 

Immer wieder erstaunt reiben sich die 

Verbraucher die Augen, wie die öffentliche 

Hand, also der sonst so knapp gehaltene 

Haushalt des Landes, plötzlich die Gelder frei 

macht und das diesmal zur Sanierung von 

Häusern, die jahrzehntelang von ihren Eigen-

tümern heruntergewirtschaftet wurden.  

 

Durch den Verkauf sind natürlich auch die 

Rücklagen, die ein Eigentümer zu bilden hat, 

mit einem Schlag verschwunden. Der neue 

Eigentümer ist der Steuerzahler, der in die-

sen Wohnungen wohnt. Er saniert jetzt seine 

Wohnungen zu seinen Lasten und die Immo-

bilienhaie in unserem Land reiben sich die 

Hände.  

 

So jedenfalls sollte man mit öffentlichen 

Geldern nicht umgehen. Daher ist dem Berli-

ner Senat zu empfehlen, sich aus diesem 

Geschäft herauszuziehen und endlich poli-

tisch zu handeln und die Eigentümer zu er-

mahnen, auch an ihre Pflichten zu erinnern 

und nicht nur den Profit anzusteuern zu Las-

ten der Mieterschaft.  

 

Die Immobilienwirtschaft, so wie sie sich 

jetzt darstellt, führt uns zu dem Zitat von 

William Somerset Maugham: „Geld ist der 

sechste Sinn. Der Mensch muss ihn haben; 

denn ohne ihn kann er die anderen fünf 

nicht voll ausnützen.“ 

 

Ihre Geschäftsführung 
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Verursachen Trocknungsgeräte in einer 

Wohnung einen Lärmpegel von 50 dB (A), 

ist ein Verbleiben in der Wohnung unzu-

mutbar. Der Mieter darf daher seine Miete 

um 100 % mindern. Zudem rechtfertigt eine 

Schimmelbildung im Bad, Feuchtigkeit und 

aufgebrochenes Laminat im Flur sowie eine 

fehlende Verfliesung des Balkons eine 

Mietminderung von insgesamt 33 %. Dies 

geht aus einer Entscheidung des Amtsge-

richts Schöneberg hervor. 

 

Im zugrunde liegenden Fall kam es in einer 

Mietwohnung zu einer Schimmelbildung im 

Bad. Außerdem brach das Laminat im Flur, 

da es aufgrund der Feuchtigkeit in der Woh-

nung aufgequollen war und sich Wellen ge-

bildet hatten. Der Mieter machte aufgrund 

dessen eine Mietminderung geltend. Hinter-

grund der Schimmelbildung und der Feuch-

tigkeit war eine Undichtigkeit an der Was-

seruhr. Der dadurch entstandene Wasser-

schaden konnte nur durch den Einsatz von 

Trocknungsgeräten beseitigt werden. Da 

diese jedoch einen erheblichen Lärm verur-

sachten, minderte der Mieter auch deswe-

gen seine Miete. Der Vermieter erkannte 

das Minderungsrecht nicht an und klagte auf 

Zahlung der ausstehenden Miete. 

 

Recht zur Mietminderung bestand 

Das Amtsgericht Schöneberg entschied zu 

Gunsten des Mieters. Dieser habe seine 

Miete wegen der verschiedenen Mängel 

mindern dürfen. 

 

Mängel aufgrund der Feuchtigkeit rechtfer-

tigten Mietminderung von 33 % 

Das Amtsgericht hielt wegen der Schimmel-

bildung im Bad eine Mietminderung von 

10 % für angemessen. Hinsichtlich des we-

gen der Feuchtigkeit aufgebrochenen Lami-

nats erkannte das Gericht eine Minderungs-

lenden Fliesen auf dem Balkon nach Ansicht 

des Gerichts eine Minderung von 3 % ge-

rechtfertigt. 

 

Lärmbelästigung durch Trocknungsgeräte 

begründeten Mietminderung von 100 % 

Die zur Beseitigung der Feuchtigkeit einge-

setzten Trocknungsgeräte haben die Taug-

lichkeit der Wohnung zum vertragsgemäßen 

Gebrauch vollständig aufgehoben, so das 

Amtsgericht weiter. Aufgrund des Geräusch-

pegels von 50 dB (A) sei eine Nutzung der 

Wohnung unzumutbar gewesen. Für das 

Gericht war es nicht ersichtlich, wie man bei 

solch einem dauerhaften Lärmpegel ruhig 

habe Schlafen oder konzentriert Arbeiten 

können. Nach der technischen Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) betragen 

die Immissionsrichtwerte bei Geräuschen 

innerhalb von Gebäuden tagsüber 35 dB (A) 

und nachts 25 dB (A). Die einschlägigen 

Grenzwerte seien also deutlich überschrit-

ten worden. Der Mieter habe daher seine 

Miete um 100 % mindern dürfen. 

 

Anspruch auf Ersatz der Stromkosten be-

stand 

Darüber hinaus habe der Mieter nach An-

sicht des Amtsgerichts einen Anspruch aus 

Ersatz der Stromkosten nach § 554 Abs. 4 

BGB (neu: § 555 a Abs. 3 BGB) gehabt, die 

ihm aufgrund des Betriebs der Trocknungs-

geräte entstanden waren. 

 

Amtsgericht Schöneberg 

Urteil vom 10.04.2008 

- 109 C 256/07 - 

 MIETRECHT 

Trocknungsgeräte rechtfertigen 100 % Mietminderung 
 

 

Seit 1994 ein Tradition`s - Familienbetrieb! 

Kommen sie uns besuchen, 

Am Juliusturm 15 - 13599 Berlin 

Direkt gegenüber dem BMW - Motorrad-

werk! 
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Wir sagen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für die kleinen Seelenstreichler, Stärkungs-

mittel sowie die kleineren und größeren 

Geldspenden. 

 

Bei schwierigen Fällen, die viel Geduld erfor-

derten und die Mieter oft an ihre Grenzen 

brachte, gab es überwiegend viele Danksa-

gungen und kleinere Aufmerksamkeiten von 

Mitgliedern und Ratsuchenden, die uns zeig-

ten, dass unser Engagement Erfolg hat, so-

dass sie wieder mit Wohlbefinden in ihrer 

angemessenen Wohnung leben können.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Momente, in denen die Mitglieder 

dankbar und freudig auf uns zukommen, 

geben uns die Kraft auch in harten Zeiten für 

unsere Mitglieder und Ratsuchenden weiter-

zukämpfen. Und deshalb möchten wir hier 

Ihnen ein von Herzen kommendes Danke-

schön sagen, was eigentlich auf diesem Blatt 

Papier noch viel zu platt wirkt, da es nicht 

wirklich vermitteln kann, wie viel Kraft uns 

Ihre Dankbarkeit gibt. Vielen Dank! 

Dankeschön an unsere Mitglieder 

 VEREIN 
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Der Nachkriegsrückblick, das kaiserliche 

Postamt Carl-Schurz-Straße 15-19, hatte so 

seinen Scharm für die Besucher. Es wurde 

am 15. Oktober 1890 eröffnet. Eine breite 

Treppe führte hinauf in den Schalter-Raum, 

an deren Wänden die Telefonzellen integ-

riert waren.  

 

Die Menschen nutzten diese reichlich, um 

mit ihren Verwandten, Bekannten oder Be-

hörden in telefonischen Kontakt zu treten. 

Zu der Zeit kostete eine Briefmarke 0,10 

oder 0,20 DM, mit der man dann die mit 

Spannung erwarteten Briefe an seine Freun-

de und Verwandte schickte. Das war auch 

die Zeit der Postbeamten, die es nun heute 

auch nicht mehr gibt.  

 

Der kleine Turm auf dem Gebäude wurde 

leider während des Zweiten Weltkrieges 

zerstört. Im Juni 1970 wurde die Rohrpost 

eingestellt und am 20. September desselben 

Jahres auch die Briefzustellung. Diese erfolg-

te nun von dem neuen Postamt an der Klos-

terstraße 38-42, welches am 6. Oktober 

1980 offiziell eröffnet wurde.  

 

 

Aber auch das ist in 

der Zwischenzeit 

Geschichte und so 

ist das Postamt bei 

Eröffnung der Span-

dauer Arkaden dort 

hinübergewechselt. 

Nur die älteren 

Spandauer werden sich noch an das alte 

Kaiserliche Postamt (Paket Postamt) erin-

nern, indem heute die Stadtbibliothek Zu-

hause ist, und das seit 2001. 

Gleich gegenüber der Carl-Schurz Straße 10-

11 befand sich die Klostermühle der Firma 

Schulze und Hoppe. Die Wassermühle an 

dem Grundstück wurde durch ein Mühlenge-

bäude ergänzt, errichtet 1860.  

 

Die Mühle, auch eine Spandauer Institution, 

wurde … abgerissen. Gleichzeitig wurde das 

Wasserrad durch eine Turbine ersetzt. 1945 

zerstörte eine Bombe die Mühlenanlage zum 

Teil und viele Arbeiter fanden dabei den Tod.  

 

Es begann ein Wiederaufbau bis zum Jahr 

1950. Im März 1962 wurde der Betrieb ein-

gestellt und im Mai 1962 begann der Abriss 

und das Ende der Klostermühle war besie-

gelt. Es entstand nun das große Bekleidungs-

haus der Firma Brenninkmeyer (C & A), des-

sen Baubeginn  April 1964 war. 

 

Die kleine Spandauer Ortskunde führt uns im 

nächsten Heft zur Altstadt Spandau mit den 

historischen Geschäften der damaligen Zeit. 

 

H.T. 

Macht's gut Nachbarn 

Spandower Geschichten 

2021  KLARKLARSICHTSICHT   
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Alles begann relativ harmlos — aus Sicht der 

Hausverwaltung wahrscheinlich.  Ende 2019 

drangen aus dem Lüftungsschacht im Bade-

zimmer eines Mieters unangenehme Gerü-

che der alsbald ein Austreten von Schmutz-

wasser aus dem Schacht sowie Insektenbe-

fall mit sich brachte. Eine Mangelmeldung 

bei der Hausverwaltung führte dazu, dass 

man auf den zuständigen Hausmeister ver-

wies, der jedoch ebenfalls untätig blieb.  

 

Laut Hausverwal-

tung war im Sinne 

eines Notdienstein-

satzes eine Firma 

vor Ort, die den 

Mangel zunächst 

den schadenbe-

grenzend behoben.  

 

Im Anschluss am 

06.01.2020 wurde 

eine weitere Firma 

beauftragt, die den 

Schaden lokalisieren sollte. Hier wurde fest-

gestellt, dass es sich um einen Wasserscha-

den in der Frischwasserleitung handelte.  

 

Da es sich nun um 

einen Versicherungs-

schaden handelte, 

mussten sämtliche 

weitere Maßnahmen 

von der Gebäudever-

sicherung abgeseg-

net werden. Es wur-

de eine dritte Firma 

mit der Behebung 

des Mangels beauf-

tragt.  

 

Instandhaltungs-

maßnahmen waren 

für den 24.02.2020 

geplant. Der Mieter 

wurde derzeit von 

einer Schädlingsbe-

k ä mp fu n g s f i r ma 

mit 6 Köderfallen 

versorgt. 

 

Der Geruch, der 

sich mittlerweile 

aus der Wohnung 

des Mieters im 

Treppenflur verbreitete, wurde von der 

Hausverwaltung auf Drogenmissbrauch von 

kiffenden Mieter im Hause zurückgeführt. 

Weitere Firmen wurden bzgl. des Mangels 

beauftragt. 

 

Die Vorgehensweise endete im März 2020 in 

einer Havarie, bei der explosionsartig Fäka-

lienwasser durch das Lüftungsrohr im Bade-

zimmer des Mieters schoss und sich im ge-

samten Bad verteilte und auch das Laminat 

im Flur in Mitleidenschaft zog. 

 

Ein an die Hausverwaltung gesandtes Video 

führte dann zu einem Erwachen bei der 

Hausverwaltung, welche nun bereit waren, 

den Schaden persönlich in Augenschein zu 

nehmen. 

 

Traurig, dass das Badezimmer dazu erst ein-

mal mit Kloakenwasser überschwemmt wer-

den musste, aber leider sind diese Erfahrun-

gen von Mietern recht häufig zu hören und 

können mit Bildern belegt werden. 

 

 

Fäkalschäden — Die neue Plage 
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Es wurden zwei Gutachten angefordert, wo-

bei der unabhängige Gutachter den Schaden 

intensiv untersuchte und Proben nahm. Für 

Fragen zeigte er sich freundlich zugänglich. 

Zwei weitere Fachleute, die Gutachter der 

Gebäudeversicherung waren, sahen sich den 

Schaden im Bad kurz an und  sahen kaum 

eine Gesundheitsgefährdung für den Mieter 

vorliegen, welche jedoch aufgrund diverser 

Bakterien und Viren vorhanden war. Sie wur-

den von der Versicherung  für eine Mangel-

beseitigung engagiert. Schon jetzt kamen 

Zweifel an einer fachgerechten Sanierung 

auf.  

Der Sanierungsbeginn sollte Mitte November  

2020 sein, verzögerte sich jedoch, weil eine 

Strangsanierung mit in Angriff genommen 

werden sollte. Soweit so gut. 

 

Eine Ersatzherberge wurde dem älteren Mie-

ter, der auf die 

familiäre Betreu-

ung in Spandau 

angewiesen war 

und hier regel-

mäßig Arzttermi-

ne aufgrund 

seines Gesund-

heitszustandes 

hatte, in Köpe-

nick angeboten. 

Eine Alternative gab es nicht. Eine Ausweich-

lösung fand sich seitens der Familie.  

Die Sanierung, die zusätzlich eine Asbestsa-

nierung im Flur zu Tage förderte, wurde bzgl. 

des Fäkalschadens im Bad des Mieters auf 

den akuten Bereich begrenzt.  

 

Ende März 

2021 konn-

te der Mie-

ter in seine 

V e r t r a g s -

w o h n u n g 

zurückkeh-

ren.  

Die Badewanne und Bodenfliesen wurden 

ausgetauscht, der Rest mit Chlor abgewischt 

Hinsichtlich der Sanierung des Feuchtraumes 

kamen Zweifel einer fachmännischen Instal-

lation auf. Die Revisionsklappe musste nach-

träglich eingebaut werden. Eine Kamerafahrt 

zeigte, eine fehlende fachmännische Abdich-

tung. 

 

Als Gründe für die 

sparsame Sanie-

rung nannte uns 

die Hausverwal-

tung, dass die Ver-

sicherung die Sa-

nierung bestimme, 

jedoch nicht die 

Kosten trage.  

 

Wir verfolgen den Fall weiter! 

      Teilen Sie unsere Kommentare auf Twitter 

 

 

 

 

 VERBRAUCHER 
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und auf Facebook 

 

 

 

 

Kleine Mängel schnell selbst bereinigt 

Die Kleinstreparaturklausel ist mittlerweile 

ein fester Bestandteil des Mietvertrages, was 

viele Mieter ärgert, da sie nun viele Mängel 

allein tragen müssen. Doch sei zu bedenken, 

dass es sich hierbei um Reparaturen an Miet-

sachen handelt, die dem täglichen Gebrauch 

der Mieter ausgesetzt sind, die dieser durch 

seine Nutzung verbraucht.  

Und hat man durch Glück eine Wohnung 

gefunden, die man, wenn machbar, bis zu 

seinem Lebensende beziehen möchte, än-

dert man auch viele kleinere Mietsachen 

(Wasserhähne, Lichtschalter, Türklinken) 

nach persönlichem Gefallen. 

 

Es häuften sich bei uns Mängelmeldungen 

mit Ersatzansprüchen gegen Vermieter, bei 

denen wir die Mieter aufklären mussten, 

dass sie in diesen Fällen selbstverständlich 

dafür selbst zuständig sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hier ein paar Tipps für unangenehme Ver-

schmutzungen, die man leicht selbst bereini-

gen kann.  

 

Bei Ablagerungen in WC-Becken streuen Sie 

Waschpulver ins Becken und lassen es ein-

fach über Nacht einwirken. Je nach Ausmaß 

der Ablagerungen muss man es wiederholen, 

aber schon der erste Versuch führt zu sicht-

barem Erfolg. 

 

vorher 

 

 

 

 

 

 

     nachher 

     auch       

     bei  

     Dusch- 

     köpfen 

 

Bei verkalkten Armaturen wickelt man Toi-

lettenpapier o. ä. um die betroffenen Stellen 

und besprüht es mit Kalkentferner. Dann 

lässt es einwirken und entfernt danach die 

Ablagerungen. Mitunter müssen sie noch 

etwas stärker geschruppt werden. 
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Unser Mitgliedsbeitrag 
In den letzten zwei Jahren haben wir immer 

wieder von Ratsuchenden oder auch von 

unseren Mitgliedern gehört oder zu sagen 

bekommen, dass unser Mitgliedsbeitrag, der 

aktuell bei 96 € im Jahr liegt, aus ihrer Sicht 

zu hoch sei und sie ihn nicht zahlen können.  

 

Die monatlichen Kosten unseres Beitrages 

liegen hier bei 8 € pro Monat. Zu beachten 

ist, dass in diesem Beitrag auch eine Rechts-

schutzversicherung mit inbegriffen ist. In den 

aktuellen Zeiten, in denen die Mieter immer 

mehr das Gefühl haben, dass der Vermieter 

weitaus mehr Rechte als sie hat und sie sich 

als Mieter oft als Opfer sehen, haben wir 

einen enormen Zuwachs an Ratsuchenden 

verzeichnen können.  

 

Hierbei werden die Probleme auch für uns 

immer schockierender. Wir haben Mängel in 

Form von Wasserschäden oder auch Fäkal-

schäden, die von den Hausverwaltungen nur 

zögerlich bis gar nicht behoben werden, so-

dass die Mieter über Jahre in einer unzumut-

baren Wohnung leben müssen.  

 

Die Fälle bedürfen einer komplexen Bearbei-

tung und führen uns Mitarbeiter mitunter 

auch an unsere Grenzen. Ebenso vermehrt 

sich die Gefahr der Obdachlosigkeit und auch 

der Steuerzahler ist davor nicht gefeit. Im 

vergangenen Jahr haben wir Schicksale er-

fahren müssen, die uns tief getroffen haben 

und uns an den Sozialstaat haben zweifeln 

lassen. 

 

Die Bearbeitung der Fälle bedarf qualifizier-

ter Fachkräfte. Als gemeinnütziger Verein ist 

es hier schwer, das qualifizierte zum Großteil 

akademische Personal angemessen zu be-

zahlen. Auch sie leben in Wohnungen, die sie 

entweder nur mittels Wohngemeinschaft 

finanzieren können oder die viel zu klein sind 

und einer dringenden Sanierung bedürfen.  

 

Das zunehmende Arbeitspensum führt zu 

häufigen Überstunden und die Fälle zu psy-

chischen Belastungen, da auch wir, wenn 

auch oft unbemerkt, in den vielen unglaubli-

chen Fällen mitleiden. Und wo wir in einigen 

Fällen Existenzen retten, scheinen uns in 

anderen Fällen die Hände gebunden und die 

Mieter bleiben lange verzweifelt und hinter-

fragen den Nutzen ihrer Mitgliedschaft.  

 

Wir hören Fragen wie: „Wo bleibt die Ge-

meinnützigkeit, wenn der Mieter bei einem 

Jahresbeitrag von 96 € dann auch noch eine 

Belegeinsicht nach einem Widerspruch in 

Höhe von 58 € zusätzlich zahlen muss? 

 

Vielleicht ist es die Unwissenheit, wie viel ein 

Betrieb an Ausgaben hat und was eigentlich 

hoch qualifiziertes Fachpersonal normaler-

weise Kosten würde. Wir verstehen die fi-

nanzielle Not der Mieter, aber auch unser 

Verein hat Kosten zu tragen. Im Gegensatz 

zu anderen Mietervereinen sind wir zudem 

gemeinnützig und dürfen gar keine Gewinne 

erwirtschaften. 

 

So finden wir es traurig, wenn Mitglieder 

und Ratsuchende unreflektiert kritisieren, 

während wir uns soweit wie möglich enga-

gieren. Dabei haben wir auch in schweren 

Fällen große Erfolge, während andere Fälle 

Hartnäckigkeit und Geduld erfordern und 

auch sowohl Sie als auch uns an die Grenzen 

bringen. Wir kämpfen für Sie weiter. 

 SERVICE 



2021 KLARKLARSICHTSICHT    29 

 SERVICE 

Die ARAG — unsere Rechtschutzversicherung 
In unserem Mitgliedsbeitrag ist eine Rechts-

schutzversicherung mit inbegriffen. Wichtig 

zu wissen ist, dass der Rechtsschutz erst, wie 

bei den meisten Versicherungen, für Fälle 

greift, die drei Monate nach Eintritt in den 

Verein auftreten. Viele Mieter kommen erst 

zu uns, wenn sie ein Problem haben, dass sie 

selbst nicht mehr lösen können. Nehmen wir 

ein Beispiel, welches häufig zu einem Eintritt 

bei uns in den Verein führt: Ein Wasser-

schaden. Der Mieter hat in seiner Wohnung 

aufgrund eines externen Verursachers einen 

Wasserschaden. Diesen Wasserschaden hat 

er der Hausverwaltung gemeldet. Diese reag-

iert nur schleppend auf die Mangelmeldung 

und der Wasserschaden wird über einen 

langen Zeitraum nicht behoben und führt 

auch noch zu Schimmel. Verzweifelt kommt 

der Mieter zu uns, in der Hoffnung, dass wir 

die Mangelbehebung beschleunigen können.  

Je nach Hausverwaltung haben auch wir hier 

mehr oder weniger Erfolg, denn es gibt 

immer mehr kleinere Hausverwaltungen, die 

generell ihre Pflichten als Vermieter 

gegenüber dem Mieter ignorieren. Hilfreich 

in solchen Fällen ist meist nur eine Miet-

minderung, denn die fehlenden Einnahmen 

sind das, was dem Eigentümer weh tut, da 

dies meist sein einziges Interesse ist. Wenn 

die Mangelbehebung mitunter schon vorher 

ignoriert wurde, ist davon auszugehen, dass 

der Eigentümer auch die Mietminderung 

nicht anerkennt. Das führt zu vielen 

Zahlungsaufforderungen gegenüber dem 

Mieter, in der Hoffnung, dass dieser unter 

Druck endlich zahlt. Die Mieter, die nicht 

zahlen, erhalten nach einer gewissen Zeit 

dann einen Mahnbescheid und daraufhin 

eine Zahlungsklage. Hat man ordnungs-

gemäß ein Störungs- und Mängelprotokoll 

geführt, kann eine Beweisführung vor  

Gericht zum Erfolg seitens des  Mieters  

führen.  

 

Wird die Akte aufgrund einer Zahlungsklage 

an unsere Rechtsabteilung weitergegeben, 

wird hier geprüft, ob der beklagte Fall drei 

Monate nach Eintritt in den Verein aufgetre-

ten und somit rechtschutzversichert ist. Viele 

Mieter denken nun, sie sind rechtsschutzver-

sichert, da die Zahlungsklage ja weit nach 

dem Eintritt vom Eigentümer an den Mieter 

versandt wurde. Er bedenkt dabei nicht, dass 

aber die Ursache der Zahlungsklage, die 

Mietminderung infolge des Wasserschadens 

ist, der schon bestand, als der Mieter in un-

seren Verein eintrat. Oft kommt es hier zum 

Unverständnis seitens des Mieters, der sich 

dann fragt, warum er bei uns Mitglied ge-

worden ist.  

 

Jetzt die Frage von uns an Sie: Glauben Sie, 

dass wenn Sie ein Auto kaufen und Sie mit 

diesem Auto einen Unfall haben, Sie dann ei-

ne Rechtsschutzversicherung abschließen 

können, die die Schäden aus dem Unfall 

übernimmt? Da man bei dem Kauf eines 

Autos automatisch dieses Auto auch 

versichern muss, stellt sich diese Frage für 

den Autobesitzer natürlich nicht. Jedoch ist 

dieses Beispiel vielleicht verständlich für die 

Problematik, die auftritt, wenn ein Mieter 

erst Mitglied bei uns wird, wenn der Schaden 

schon da ist. Eine Versicherung schließt man 

dafür ab, dass man in Notfällen versichert 

ist, wenn ein Schaden entstanden ist. 

Besonders auffällig sind die Fälle, in denen 

die Mieter mit einem Problem bei uns 

eintreten und wenn das Problem beseitigt 

wurde, wieder austreten. Wie viele 

Versicherungen, fragen wir Sie, würden  

solch ein Verhalten von Kunden mitmachen? 
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Mit zunehmendem Verfall der Häuser in 

Berlin, die nur widerwillig aufgrund der ho-

hen Kosten von den Hausverwaltungen und 

Eigentümern in Stand gesetzt werden, 

kommt es verhäuft zu Wasserschäden oder 

gar Fäkalschäden in den Wohnungen vieler 

Mieter.  

Führt der Schaden zu Schäden am Eigentum 

der Mieter, erwarten diese Schadensersatz 

vom Verursacher. Das erste, was wir in den 

Fällen fragen: haben Sie eine Hausratversi-

cherung? Oft wird dies von den Mietern mit 

Nein beantwortet.  

 

Viele Mieter glauben, dass sie sich direkt an 

den Verursacher wenden können und von 

ihm den Schaden ersetzt bekommen. Immer 

wieder müssen wir die Mieter eines 

Besseren belehren an. Und auch wenn den 

Mietern mittlerweile oft klar ist, dass die 

Schäden nur über die Hausratversicherung 

ersetzt werden können, erklären sie uns, 

dass sie keine haben, da sie sich diese nicht 

leisten können. Sie haben dann immer noch 

die Hoffnung, dass der Schaden direkt vom 

Verursacher getragen wird.  

 

Wir möchten Sie hier noch einmal darüber 

aufklären, dass diese Hoffnung meist 

unbegründet ist und bleibt. Jeder Schaden, 

der in ihrer Wohnung auftritt und einen 

externen Verursacher hat, wird allein über 

Ihre Hausratsversicherung geregelt.  

 

Wenn Sie keine Hausratversicherung haben, 

bleiben Sie auf den Kosten der Schäden 

sitzen. Da hilft auch kein Bitten und Betteln 

gegenüber dem Verursacher, denn auch er 

kennt die Verfahrensregeln und gibt Ihnen 

nur ein müdes Lächeln.  

Die Hausratversicherung 

Aktuelle Fragen in der Beratung 

Allgemeine Mietangelegenheiten 

Die häufigsten Probleme haben Mieter mit 

Mängeln, die von den Hausverwaltungen 

bzw. den Vermietern nur schleppend oder 

gar nicht beseitigt werden. Und auch in 

diesem Jahr gab es viele Fragen zur Kippung 

des MietenWoG Bln. Beschwerden bzgl. 

Auszahlungen von Kautionen, die von den 

Vermietern mit angeblichen Renovierungs-

kosten verrechnet werden, häufen sich. 

Hierbei hat den Mietern unsere Unterstüt-

zung bei Wohnungsübergaben geholfen. 

 

Nebenkostenabrechnungen 

Betriebs– und Heizkostenabrechnungen 

werden bei Abgabe regelmäßig von uns 

überprüft und wir geben Empfehlungen für 

einen Widerspruch, wenn wir eine Chance 

auf Erfolg sehen. Gerade in diesem Jahr 

haben wir unerhörte Abrechnungen von 

privaten Vermietern überprüft, bei denen 

man nur von Abzocke sprechen kann.  

 

Verbraucherschutz 

Wir helfen auch bei Problemen, die den 

Verbraucherschutz betreffen, was zuneh-

mend von unseren Mitgliedern und auch in 

der kostenlosen Erstberatung wahrgenom-

men wird. Viele Verbraucher haben Proble-

me mit dubiosen Bank– und Kreditangebo-

ten, die online abgeschlossen werden. Des 

Weiteren kommen Verbraucher mit Fragen 

zu Energieverträgen zu uns.  

2021  KLARKLARSICHTSICHT   
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Mitglieder werben Mitglieder 

Den Spandauer Mieterverein für Verbrau-

cherschutz e.V. stark machen! 

 

Denn wir sind der einzige Verein auf dem 

Gebiet, der unabhängig, gemeinnützig und 

kritisch ist. Davon sollten Sie Ihre Nachbarn 

und den ganzen Freundeskreis sowie Ihre 

Familie überzeugen und die Mitgliedschaft 

im Verein empfehlen. Die Vorteile liegen 

auf der Hand, denn wir führen für Sie die 

Akten und befreien Sie damit von Ärgernis-

sen und persönlichen Auseinandersetzun-

gen mit Ihren Vermietern. Wir setzen Ihre 

Ansprüche durch und haben als starker 

Partner für Sie die Rechtschutzversicherung 

ARAG.  

Für ein von Ihnen neu geworbenes Mit-

glied erhalten Sie auf Ihrem Mitgliedskonto 

für den nächsten Jahresmitgliedsbeitrag 

12,- € gutgeschrieben.  

 

Gemeinsam sind wir stark und darum ist 

auch Ihr Engagement und Ihre Solidarität 

gefragt. So können wir dem Unrecht begeg-

nen. 

Seit dem 01.09.2018 gibt es ein Bündnis für 

Wohnungsneubau und Mieterberatung. 

Hier wurde eine Vereinbarung zwischen der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

Wohnen und den 12 Bezirksämtern von 

Berlin geschlossen.  

 

Mit diesem Bündnis begann auch in den 

Bezirken eine kostenlose  öffentliche 

Mieterberatung durch verschiedenen 

Institutionen, die jeweils eine Vereinbarung 

mit dem zuständigen Bezirksamt abschlie-

ßen können. 

 

Die kostenlose Mieterberatung wird 

seitdem auch bei uns zahlreich in Anspruch 

genommen. Dabei häufien s ich 

Eigenbedarfskündigungen sowie Mängel in 

Form von Wasser-9 und Fäkalschäden, die 

einer Strangsanierung bedürfen. 
 

 

Termine oder Terminvereinbarungen erfra-

gen bzw. vereinbaren Sie bitte in der  

Geschäftsstelle Im Spektefeld 26, 13589 

Berlin unter (030) 81 85 27 20 oder  

(030) 288 31 832 

Das Präsidium 

Kostenlose Erstberatung 

 

Der umseitig ausgefüllte Mitgliedsantrag der/des Frau/Herr       

wurde geworben durch: 

 

Name des Mitgliedes:           Mitgliedsnummer:    

12,- € Gutschrift 

auf Ihrem Mitgliedskonto!!! 

 SERVICE 
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Sprechzeiten und Termine 
 

Büro- und Sprechzeiten in der Geschäftsstelle  

Im Spektefeld 26 

13589 Berlin 

Tel.: (030) 81 85 27 20  

Mobil: 0176 39 11 01 37  

 

Aufgrund der Corona-Pandemie sind sämtliche Beratungsgespräche nur nach Terminverein-

barung möglich.  

 

Montag   nur nach Terminabsprache 

Dienstag   10:00 - 13:00 Uhr    und  15:00 - 18:00 Uhr 

Mittwoch   nur nach Terminabsprache 

Donnerstag   10:00 - 13:00 Uhr    und  15:00 - 18:00 Uhr 

Freitag    nur nach Terminabsprache 

 

In dringenden Fällen sind persönliche Abgaben unter Sicherheitsabständen im Außenbe-

reich von Montag bis Donnerstag möglich. Links neben dem Einfahrttor zum Kirchenpark-

platz befindet sich unser Briefkasten.  

 

Mitgliederversammlung sowie Mieter– und Verbraucherschutztag 

Termine zu den Mitgliederversammlungen sowie Mieter– und Verbraucherschutztag für das 

kommende Jahr können wir weiterhin aufgrund der anhaltenden Corona-Pandemie zurzeit 

nicht benennen. 

 

 SERVICE 
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In eigener Sache! 

Liebe Mitglieder des Spandauer  

Mietervereins, 

 

wir erlauben uns darauf hinzuweisen, dass 

der Beitrag (96,00 Euro, ermäßigt 78,00 Eu-

ro) im 1. Quartal 2022 fällig wird.  

 

Bei den Mitgliedern, die uns eine Einzugser-

mächtigung erteilt haben, werden wir suk-

zessive die Beiträge einziehen. Die halbjährli-

chen Zahlungen sind am 01.01.2022 und  am 

01.07.2022 fällig. 

 

Wir bitten auch die Mitglieder, die uns keine 

Einzugsermächtigung gegeben haben, darauf 

zu achten, dass zeitnah der Beitrag überwie-

sen oder bar eingezahlt wird.  

Bei Neuaufnahmen legen wir Wert auf eine 

Einzugsermächtigung , da in unserem Mit-

gliedsbeitrag der Rechtschutz bei der ARAG 

inbegriffen ist, der mit den Zahlen abgedeckt 

wird. Wir bitten um Ihr Verständnis. 

 

Bezüglich Kündigungen möchten wir auf 

unsere Satzung verweisen, um Missverständ-

nissen vorzubeugen. 

 

Regina Hübner-Troschitz 

Mitgliederverwaltung/Buchhaltung 

Unser Verbraucherschutzjournal ist erhältlich in 
allen nachstehenden Depotstellen: 

Spandauer Mieterverein für Verbraucher-

schutz e.V. 

Im Spektefeld 26, 13589 Berlin 

 
 

Friseur Hairline  

Richard-Münch-Str. 99, 13591 Berlin 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Glückskindapotheke 

Heerstr. 560, 13591 Berlin 

 

 
 

Schlemmerparadies 

Am Juliusturm 13, 13599 Berlin 
 

 
 

 
 

 

 SERVICE 
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Jasmin Ehnert 

Glückwünsche zum Geburtstag 
 

Von Herzen wünschen wir Ihnen alles Gute für 

das neue Lebensjahr! Lassen Sie sich an Ihrem 

Ehrentag mit allem Schönen verwöhnen – 

genau so, wie Sie es verdient haben! 

 

In diesem Sinne 

Herzlichen Glückwunsch! 

 

 

Die Vereinsführung 

Trauer 
 

Wir trauern um unsere 

Mitglieder 

 

 

 Gisela Teichmann  

Frank Allert  

Fritz Schmidt  

Selim Usku  

Wolfgang Lischek  

 

 

     Es ist so schwer, wenn sich zwei Au-

gen schließen, die Hände ruh'n, die 

einst so viel geschafft. Wenn auch 

Tränen still und heimlich fließen, ein 

gutes Herz ist nun zur Ruh' gebracht.  

     

Die Vize-Präsidenten  

  Der Geschäftsführer 






